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Schleswig-Holstein 

Auszug aus der Landeshaushaltsordnung des Landes Schleswig-Holstein 

(LHO) vom 29.Juni 1992: 

§ 7  
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit, Kosten- und Leistungsrechnung 

(1) Bei Aufstellung und Ausführung des Haushaltsplans sind die Grundsätze der 

Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit unter Berücksichtigung insbesondere der 

wirtschaftlichen, ökologischen und sozialen Folgekosten zu beachten. Diese Grundsätze 

verpflichten zur Prüfung, inwieweit wahrgenommene Aufgaben verzichtbar sind oder in 

anderer Weise erfüllt werden können. 

(2) Für alle finanzwirksamen Maßnahmen sind angemessene 

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen durchzuführen. In geeigneten Fällen ist Privaten die 

Möglichkeit zu geben, darzulegen, ob und inwieweit sie die vom Land wahrgenommenen 

Aufgaben ebenso gut oder besser wahrnehmen können. Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen 

zur Feststellung, ob die wahrgenommenen Aufgaben ebenso gut oder besser in 

Zusammenarbeit mit Privaten erfüllt werden können, haben sich auf den gesamten 

Lebenszyklus eines Projekts zu beziehen und sämtliche Kosten und Lasten sowie die 

Risikoverteilung in den Projektphasen der Planung, Realisierung und Abwicklung nach 

Vertragsbeendigung einzustellen. 

(3) In der Landesverwaltung wird in geeigneten Bereichen eine nach dem Steuerungs- und 

Informationsbedarf differenziert ausgestaltete Kosten- und Leistungsrechnung eingesetzt. 

Das Nähere regelt das Finanzministerium im Benehmen mit den Ressorts. 

(4) In geeigneten Bereichen der Landesverwaltung werden zur Feststellung und Förderung 

der Leistungsfähigkeit dieser Bereiche ressortübergreifende Vergleichsstudien 

(Benchmarkings) auf der Grundlage einheitlicher Kriterien durchgeführt. Das Nähere regelt 

das Finanzministerium im Benehmen mit den Ressorts. 

Auszug aus der Landesverordnung über die Aufstellung und Ausführung eines 

doppischen Haushaltsplanes der Gemeinden (Gemeindehaushaltsverordnung-

Doppik . GemHVO-Doppik) vom 14.August 2017: 

§ 12 
Investitionen 
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(1) Bevor Investitionen von erheblicher finanzieller Bedeutung beschlossen werden, soll 

unter mehreren in Betracht kommenden Möglichkeiten durch Vergleich der 

Anschaffungs- oder Herstellungskosten nach § 41 und der Folgekosten die für die 

Gemeinde wirtschaftlichste Lösung ermittelt werden. 

(2) Auszahlungen und Verpflichtungsermächtigungen für Bauten und Instandsetzungen an 

Bauten sollen erst veranschlagt werden, wenn Pläne, Kostenberechnungen und 

Erläuterungen vorliegen, aus denen die Art der Ausführung, die Kosten der Maßnahme, des 

Grunderwerbs und der Einrichtung sowie die voraussichtlichen Jahresraten unter Angabe 

der Kostenbeteiligung Dritter und ein Bauzeitplan im einzelnen ersichtlich sind. Den 

Unterlagen ist eine Schätzung der nach Fertigstellung der Maßnahme entstehenden 

jährlichen Haushaltsbelastungen beizufügen. Werden Auszahlungen und 

Verpflichtungsermächtigungen nach Satz 1 1. Halbsatz veranschlagt, obwohl die Unterlagen 

nach Satz 1 2. Halbsatz noch nicht vorliegen, sind die Auszahlungen mit einem 

Sperrvermerk zu versehen, über dessen Aufhebung die Gemeindevertretung nach Vorliegen 

der Unterlagen entscheidet. 

(3) Ausnahmen von Absatz 2 sind bei Vorhaben von geringer finanzieller Bedeutung und bei 

dringenden Instandsetzungen zulässig. Die Notwendigkeit einer Ausnahme ist in den 

Erläuterungen zu begründen. Vor Beginn der Maßnahme müssen mindestens eine 

Kostenberechnung und ein Bauzeitplan vorliegen. 


